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Anfrage 
 

der Nationalräte Heinzl und GenossInnen 

an die Bundesministerin für Inneres 

bezüglich mangelnder Sicherheitseinrichtungen in der „Unterführung“ Wagram der HL-AG 

 

Im Zuge das Ausbaues der Westbahn zur Hochleistungsstrecke wurde im Bereich St. Pölten/Wagram 
auf Basis einer eisenbahnrechtlichen Genehmigung ein Tunnelbauwerk errichtet, welches aufgrund 
seiner Länge als „Unterführung“ eingestuft wurde und von der HL-AG lediglich mit den für 
Unterführungen notwendigen Sicherheitseinrichtungen ausgestattet wurde. 

Die Länge des abgedeckten Teiles  dieser „Unterführung“ ist mit 495m um genau 5m unter jener 
Länge, ab der ein derartiges Bauwerk als Tunnel eingestuft wird (d.s. 500 Meter). 

Um die Sicherheitsaspekte eines Unfalles von Zügen im Tunnel zu überprüfen, wurde von der  
Freiwilligen Feuerwehr St. Pölten eine Übung durchgeführt. Übungsannahme war ein Zugunglück mit 
Kesselwaggons und Personenwaggons, wobei sich laut Übungsannahme in den Kesselwaggons kein 
Gefahrengut befand. 

Aus den Erkenntnissen der FF St. Pölten aus der Übung ist eindeutig ablesbar, dass ein Unfall mit 
einem Reise- oder gar Pendlerzug als höchst problematisch einzustufen ist. Eine Rettung von hunderten 
Personen ist sehr schwer möglich oder sogar unmöglich, da die wesentlichen 
Infrastruktureinrichtungen für solche Einsätze zur Gänze fehlen (normgerechte 
Fluchtwegorientierungsbeleuchtung mit Fernauslösung, für die Rettung von liegenden Personen 
geeignete Stiegen etc.). Es war im Zuge der Übung, bei der 60 Feuerwehr-Einsatzkräfte mit 
Atemschutzgeräten ausgestattet waren, lediglich möglich, 19 (!) nicht gehfähige Personen in Sicherheit 
zu bringen. 

Auch die Brandbekämpfung ist in diesem Bereich nur mit erschwerten Bedingungen möglich, da keine 
Löschwasserentnahmestellen unmittelbar bei den Zufahrts- und Aufstellflächen vorhanden sind und 
aufgrund der Einstufung als „Unterführung“ auch keine dementsprechende Löschleitung eingebaut ist. 
Als Alternative bleibt daher nur eine Löschwasserversorgung mittels Pendelverkehr mit 
Tanklöschfahrzeugen, was einen hohen Zeit- und Personalbedarf erfordert. 

Aus den oben erwähnten Gründen ist ein Einsatz im Tunnel mit einem hohen Personalbedarf (ca. 500 
Mann) verbunden, wodurch es zu einer massiven Sicherheitsgefährdung deshalb kommt, da die 
Verfügbarkeit einer so hohen Zahl an Einsatzkräften speziell während des Tages erfahrungsgemäß ein 
großes Problem darstellt. 

Es wurde zwar den gesetzlichen Bestimmungen für „Unterführungen“ entsprechend gebaut, die 
Sicherheitsaspekte einer „Unterführung“ mit einer Länge von einem halben Kilometer wurden in der 
Planung und in der Bauausführung aber nicht entsprechend berücksichtigt. Die Sicherheit der Fahrgäste 
und der im Unglücksfall an einer Rettung beteiligten Einsatzkräfte wird damit in unverantwortlicher 
Weise aufs Spiel gesetzt. 

In diesem Zusammenhang stellen die unterzeichneten Abgeordneten an die Bundesministerin für 
Inneres folgende  
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Anfrage 

 

1. Sehen Sie sich in der Lage aus Mitteln des Katastrophenfonds im Sinne des vorbeugenden 
Katastrophenschutzes Ausrüstungsgegenstände für die im Ernstfall beteiligten Feuerwehren 
anzuschaffen? 
 

2. Welche Unfallfolgen eines Unglücks mit Personen- und/oder Güterzügen mit/ohne 
gefährlichen Gütern in der Unterführung Wagram würden einen Anspruch für die Auszahlung 
von Mitteln aus dem Katastrophenfonds begründen? 
 

3. Wer wäre in diesem Fall anspruchsberechtigt? 
 

4. Wenn trifft in diesen Fällen die Haftung, wenn die Unterführung Wagram nachweislich mit 
unzureichenden sicherheitstechnischen Ausrüstungen ausgestattet wurde? 
 

5. Da Sie im Zuge der Kompetenzaufteilung gemäß BGBl I 2003/17 für die Angelegenheiten der 
Feuerwehr zuständig sind: Der Bezirksfeuerwehrkommandant des 
Bezirksfeuerwehrkommandos St. Pölten, Oberbrandrat Dietmar Fahrafellner teilt in einem 
Brief vom 26.5.2006 an NR Heinzl mit, dass es zwischen der Feuerwehr und der ÖBB 
„ausgemachte Konzepte“ gibt. Haben Sie oder Ihre Behörde der Feuerwehr eine 
Ermächtigung erteilt mit den ÖBB sicherheitstechnische Konzepte für Eisenbahn-
Infrastrukturprojekte zu vereinbaren? 
 

6. Haben sie Kenntnis von dem Protokoll der Feuerwehr St. Pölten-Stadt über die behördlich 
vorgesehene Einsatzübung dieser Tunnelanlage, welches beweist, dass das 
sicherheitstechnische Konzept der „Unterführung“ Wagram offensichtlich fehlgeschlagen ist? 
 

7. Wissen sie von Hintergründen, technischen Verbesserungen, Fakten und taktischen 
Wahrheiten, die über das Protokoll hinaus eine sicherheitstechnische Neubeurteilung der 
Unterführung erlauben? 
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